
gegenzukommen, erklären die Regierungen der Deutschen Demokrati­
schen Republik und der Sowjetunion ihre Bereitschaft, eine Übergangs­
zeit zuzugestehen, in deren Verlauf eine Reihe notwendiger Maßnahmen 
in Westberlin durch geführt werden müssen, die die Voraussetzungen für 
die Normalisierung^ der Lage Berlins und des Lebens seiner Bürger 
schaffen würden. Solche Maßnahmen sind: die Reduzierung der zahlen­
mäßigen Stärke der ausländischen Streitkräfte in Westberlin, die Ein­
stellung der von Westberlin aus betriebenen feindlichen Propaganda- 
und Wühltätigkeit gegen die Deutsche Demokratische Republik und 
andere sozialistische Länder und der Verzicht auf die Stationierung von 
Kern- und Raketenwaffen in Westberlin. Das wäre ein guter Beginn, um 
die Lösung der Fragen, die Deutschland betreifen, voranzubringen.

Es wird ferner erwartet, daß innerhalb des vorgesehenen Zeitraumes 
eine gesamtdeutsche Kommission oder ein anderes durch Übereinkom­
men der beiden deutschen Staaten zu schaffendes deutsches Organ zu 
Vereinbarungen hinsichtlich des Friedensvertrages und der Wiederver­
einigung Deutschlands gelangt.

Unter diesen Bedingungen sind die Regierungen der Deutschen De­
mokratischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepu­
bliken bereit, einer zeitweiligen, befristeten Aufrechterhaltung gewisser 
Besatzungsrechte der Westmächte in bezug auf Westberlin zuzustimmen 
und ein Abkommen über den provisorischen Status Westberlins abzu­
schließen.

Die Delegationen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken bedauern, daß die West­
mächte bisher nicht gewillt waren, diese konstruktiven Vorschläge sach­
lich zu erörtern. Die von ihnen gegen diese Vorschläge vorgebrachten 
Argumente sind willkürlich konstruiert.

Ihr Hauptargument richtet sich gegen die Frist, die für die Gültigkeit 
des vorgeschlagenen, zeitweiligen Abkommens über Westberlin und für 
die gesamtdeutsche Kommission genannt wurde. Das Wesen der Vor­
schläge der Deutschen Demokratischen Republik und der Sowjetunion 
besteht jedoch in der Vorbereitung eines Friedensvertrages, in der all­
mählichen Liquidierung der anomalen Lage in Westberlin und in der 
Durchführung von Maßnahmen zur Vereinigung Deutschlands. Die 
Frage der Fristen ist keine prinzipielle Frage. Bei aufrichtigem Bestre­
ben der Westmächte, ein Übereinkommen zu erreichen, wäre es nicht 
schwer, sich über die Fristen zu einigen, die kein Hindernis auf dem
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